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biet das Abholen und Beseitigen von Altölen dergestalt regelt, daß die 
Ausfuhr zur Lieferung an ein in einem anderen Mitgliedstaat zugelasse­
nes Beseitigungs- oder Aufbereitungsunternehmen verboten ist. 
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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE R 0 2 È S 
VOM 10. FEBRUAR 1983 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Das Tribunal de grande instance Versail­
les hat dem Gerichtshof eine Frage nach 
der Auslegung der Artikel 34 und 36 
EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung 
vorgelegt, um die Vereinbarkeit der fran­
zösischen Regelung der Altölverwertung 
mit dem Gemeinschaftsrecht beurteilen 
zu können. 

I — Diese Regelung ergibt sich aus 
einer Verordnung vom 21. November 
1979 und Durchführungsverordnungen 
vom selben Tage, die zur Durchführung 
des französischen Gesetzes über Abfall­
beseitigung und Materialwiederverwer­
tung vom 15. Juli 1975 und der Richt­

linie des Rates über die Altölbeseitigung 
vom 16. Juni 1975 erlassen worden sind. 

In der genannten Verordnung vom 21. 
November 1979 ist unter anderem die 
Erteilung einer Genehmigung vorgese­
hen, die nur Abholunternehmen gewährt 
wird, die innerhalb eines bestimmten Be­
zirks tätig sind und deren Inhaber natür­
liche oder juristische Personen sein kön­
nen. 

Vor dem Tribunal de grande instance 
Versailles ist ein Rechtsstreit zwischen 
dem Syndicat national des fabricants raf-
fineurs d'huile de graissage u. a., die In­
haber einer solchen Genehmigung sind, 
und dem Groupement d'intérêt écono­
mique „Inter-Huiles" und zwölf seiner 

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
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Mitglieder, die keine Genehmigung ha­
ben, anhängig. Die Kläger behaupten, in 
Wirklichkeit sähen sie sich „wilden Ab-
holunternehmen"gegenüber. Die Beklag­
ten bestreiten das: Sie ordnen sich bei 
der Gruppe der „Altölbesitzer" ein, die 
nach Artikel 3 der Verordnung „selbst 
für den Abtransport ihrer Altöle sorgen, 
um sie unmittelbar einem [zugelassenen] 
Beseitigungsunternehmen zur Verfügung 
zu stellen". Sie haben ein Groupement 
d'intérêt économique [wirtschaftlichen 
Interessenverband] gebildet, eine Mög­
lichkeit, die von den französischen Ge­
richten als zulässig anerkannt werde. 

Der Syndicat national macht geltend, das 
Groupement führe einen nicht unerheb­
lichen Teil der von ihm gesammelten 
Altöle nach Belgien und in die Bundesre­
publik Deutschland aus und erziele auf 
diese Weise unmittelbar auf Kosten der 
nationalen Industrie sehr bedeutende Ge­
winne. Das Groupement wirft in seinem 
Verteidigungsvorbringen die Frage auf, 
ob die französische Regelung mit den 
Vorschriften des Vertrages über den 
freien Warenverkehr vereinbar sei, da sie 
den innergemeinschaftlichen Handel mit 
Altölen begrenze und nicht nach Artikel 
36 des Vertrages gerechtfertigt werden 
könne. 

Aufgrund dieses Sachverhaltes hat das 
Tribunal de grande instance Versailles 
(Erste Kammer) mit Urteil vom 9. Juni 
1982 das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof nach Artikel 177 des Vertra­
ges die Frage vorgelegt, ob „es mit den 
Artikeln 30 und 34 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, nach denen mengenmäßige 
Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maß­
nahmen gleicher Wirkung verboten sind, 
vereinbar [ist], daß Unternehmen, die 
Altöle abholen, wegen der ihnen durch 
die Verordnung Nr. 79-981 vom 21. No­
vember 1979 auferlegten Beschränkun­
gen rechtlich daran gehindert sind, diese 

Öle an ein Beseitigungs- oder Aufberei-
tungsunternehmen in einem Mitgliedstaat 
der EWG zu liefern". 

Diese dem Gerichtshof vorgelegte Frage 
führt mich zunächst zur Prüfung ihrer 
Zulässigkeit, dann ihrer Formulierung 
und schließlich zu ihrer Beantwortung. 

II — 1. Zur Zulässigkeit 

Zwar hat das Syndicat national die Ent­
scheidung über die Zulässigkeit in das 
Ermessen des Gerichtshofes gestellt und 
insoweit nicht angeregt, die Frage für 
unzulässig zu erklären, aber es hat in sei­
nen schriftlichen Erklärungen Überle­
gungen dazu angestellt, da die vorge­
legte Frage die Vereinbarkeit einer inner­
staatlichen Regelung mit dem Gemein­
schaftsrecht in Frage stelle und deswegen 
„dieselben (von den Beklagten beabsich­
tigten) Wirkungen hat wie eine Untätig­
keitsklage gegenüber einer Weigerung 
der Kommission, gegen einen Mitglied­
staat das Verfahren nach Artikel 169 ein­
zuleiten". 

Als Antwort auf diese Überlegungen ge­
nügt der Hinweis auf die ständige 
Rechtsprechung des Gerichtshofes. Da­
nach kann „der Gerichtshof . . . zwar im 
Verfahren nach Artikel 177 des Vertra­
ges nicht über die Vereinbarkeit von Be­
stimmungen eines nationalen Gesetzes 
mit dem Vertrag befinden, doch ist er 
befugt, dem vorlegenden Gericht alle 
Kriterien für die Auslegung des Gemein­
schaftsrechts an die Hand zu geben, die 
dieses in die Lage versetzen, die Frage 
der Vereinbarkeit selbst zu entschei­
den" 1. In Anbetracht der Zielrichtung 
der Erklärungen des Syndicat national ist 
es vielleicht nicht unnütz, folgende Aus­
züge aus dem Urteil von Gend & Loos 

1 — Z.B. Randnummer 11 der Entscheidungsgründe des 
Urteils vom 17. Februar 1976, Rechtssache 45/75, 
Rewe/Hauptzollamt Landau (Rewe-Zentrale V), Slg. 
1976, 193. 
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vom 5. Februar 1963 wörtlich zu wieder­
holen: „Würden die Garantien gegen 
Verletzungen von Artikel 12 durch die 
Mitgliedstaaten auf die in den Artikeln 
169 und 170 vorgesehenen Verfahren al­
lein beschränkt, so wäre jeder unmittel­
bare gerichtliche Schutz der individuellen 
Rechte der einzelnen ausgeschlossen" . . . 
„Die Wachsamkeit der an der Wahrung 
ihrer Rechte interessierten einzelnen 
stellt eine wirksame Kontrolle dar, 
welche die durch die Kommission und 
die Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 
169 und 170 ausgeübte Kontrolle er­
gänzt" 1. 

Es ist demzufolge wohl normal, daß die 
einer Gerichtsbarkeit unterworfenen Per­
sonen nach der Gültigkeit einer inner­
staatlichen Regelung im Hinblick auf das 
Gemeinschaftsrecht fragen und daß ein 
innerstaatliches Gericht dem Gerichtshof 
eine Vorabentscheidungsfrage vorlegt, 
um über diesen Streitpunkt urteilen zu 
können. 

2. Demgegenüber macht die gestellte 
Frage hinsichtlich ihrer Formulierung 
mehrere Bemerkungen erforderlich. 

a) Zunächst ergibt sich eindeutig aus 
den Akten, daß es hier um die Ausfuhr­
möglichkeiten aus Frankreich in die an­
deren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
und nicht um die Einfuhrmöglichkeiten 
aus anderen Mitgliedstaaten nach Frank­
reich geht. Zutreffend ist daher nur die 
Bezugnahme auf Artikel 34 und nicht die 
auf Artikel 30 des Vertrages. Außerdem 
muß sich die Prüfung der Vereinbarkeit 
einer innerstaatlichen Regelung mit dem 
Gemeinschaftsrecht auf die Ausnahme­
vorschrift des Artikels 36 erstrecken, der 
daher von der gestellten Frage mitumfaßt 
sein muß. Übrigens scheint in den Grün­
den des Vorlageurteils die vorletzte Be­

gründungserwägung durchaus eine Frage 
nach der Auslegung des Artikels 36 zu 
beinhalten. 

b) Etwas problematischer ist die Erklä­
rung des Groupement über die ihm vom 
Vorlagegericht in der Vorabentschei­
dungsfrage zugesprochene Eigenschaft. 
Das Groupement behauptet, es handele 
nicht als Unternehmen, das Altöle „ab­
hole", sondern als „Besitzer" der seine 
Öle unmittelbar an die beseitigungsbe­
rechtigten Unternehmen liefere. Es ist 
daher wohl sinnvoll, die Frage des Tri­
bunals sowohl im Hinblick auf die Lage 
der „Besitzer" als auch der der „Abhol­
unternehmen" zu verstehen. Selbstver­
ständlich ist die tatsächliche Feststellung, 
ob die Beklagten Besitzer oder Abhol­
unternehmen sind, Sache des Tribunal, 
weil es „allein über eine unmittelbare 
Kenntnis des Sachverhalts und der von 
den Parteien vorgetragenen Argumente 
verfügt und . . . die Verantwortung für 
die zu fällende Entscheidung zu tragen 
hat" 2. 

Ich werde daher beide Fälle untersuchen. 
Zu dieser Entscheidung führen mich 
mehrere Gesichtspunkte, die ich in der 
Reihenfolge ihrer wachsenden Bedeu­
tung, wie ich sie ihnen beimesse, wieder­
gebe. Zunächst steht das Syndicat natio­
nal ganz wie sein Gegner der Auswei­
tung dieser Frage zustimmend ge­
genüber. Weiterhin ist der Gerichtshof 
durch die Cour d'appel Lyon mit einer 
Rechtssache befaßt, die auf denselben 
tatsächlichen und rechtlichen Gesichts­
punkten beruht 3, und die Frage dieses 
Gerichts umfaßt sowohl die Besitzer als 
auch die Abholunternehmen. Schließlich 
und vor allem stellt sich im Hinblick auf 
den Inhalt der französischen Regelung 

1 — Rechtssache 26/62, van Gend & Loos/Niederländische 
Finanzvenvaltung, Slg. 1963, 26. 

2 — Randnummer 25 der Entscheidungsgründe des Urteils 
vom 29. November 1978, Rechtssache 83/78, Pigs 
Marketing Board/Redmond, Slg. 1978, 2368. 

3 — Rechtssache 295/82, Groupement d'intérêt économique 
Rhône-Alpes Huiles u. a./Syndicat national des fabri­
cants raffineurs d'huile de graissage u. a. 
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die vom Tribunal de grande instance 
Versailles aufgeworfene Frage nach den 
Ausfuhrmöglichkeiten gleichermaßen für 
die Besitzer wie für die Abhol­
unternehmen. 

3. Das wichtigste Problem, das die For­
mulierung der Frage aufwirft, ist indes­
sen, ob wegen des Vorhandenseins einer 
Richtlinie über die Altölbeseitigung die 
streitigen Ausfuhrverbote nicht unter 
Ausschluß der Bestimmungen des Vertra­
ges nur im Hinblick auf die Vorschriften 
dieser Richtlinie zu beurteilen sind. Dies 
ist der Standpunkt der französischen Re­
gierung und des Syndicat national für die 
die Artikel 34 und 36 des Vertrages 
durch die Einführung der Richtlinie ge­
wissermaßen „außer Anwendung" sind. 

a) Unstreitig ist die französische Rege­
lung unter anderem erlassen worden, um 
der Richtlinie 75/439/EWG des Rates 
vom 16. Juni 1975 über die Altölbeseiti­
gung in der französischen Rechtsord­
nung Geltung zu verschaffen. Ebenfalls 
unbestritten sieht diese Richtlinie die 
Harmonisierung der Maßnahmen vor, 
die unter anderem zum Schutz der Um­
welt notwendig sind, und hat gemein­
schaftsrechtliche Kontrollverfahren zu 
ihrer Einhaltung eingerichtet. Demnach 
ist infolge der Rechtssprechung des Ge­
richtshofes „der Rückgriff auf Artikel 36 
nicht mehr gerechtfertigt, da die Durch­
führung der geeigneten Kontrollen und 
der Erlaß von Schutzmaßnahmen dann 
nach Maßgabe der Harmonisierungs­
richtlinie zu erfolgen haben" 1. 

Nach Ansicht des Syndicat national und 
der französischen Regierung muß sich 
diese Rechtsprechung auch auf Artikel 
34 erstrecken. Das Syndicat national 

trägt vor, die Ausnahmevorschrift des 
Artikels 36 und die allgemeine Vorschrift 
des Artikels 34 bildeten ein unauflösli­
ches Ganzes. Die französische Regierung 
zitiert zusammen mit dem Syndicat na­
tional zur Begründung dieser Behaup­
tung weiterhin aus den Schlußanträgen 
des Generalanwalts Capotorti in der so­
genannten „Cassis de Dijon"-Sache wie 
folgt: „Offenkundig bleibt Artikel 30 
nach der Angleichung der Rechtsvor­
schriften aus dem einfachen Grund außer 
Anwendung, daß man von der Überein­
stimmung der gemäß Artikel 100 und 
101 erlassenen Richtlinien mit dem Ver­
trag (einschließlich Artikel 30) ausgehen 
muß" 2. 

b) Meines Erachtens macht die Einfüh­
rung einer Richtlinie nicht jede Bezug­
nahme auf den Vertrag überflüssig, wenn 
es sich um die Beurteilung der Gültigkeit 
einer nationalen Regelung im Hinblick 
auf Gemeinschaftsrecht handelt. Der 
Grund dafür ist einfach, sogar offenkun­
dig: Wie ebenfalls Generalanwalt Capo­
torti festgestellt hat, sind die Grundsätze 
des Vertrages für den innergemeinschaft­
lichen Handel, u. a. das Verbot mengen­
mäßiger Beschränkungen sowie jeder 
Maßnahme gleicher Wirkung „fraglos 
. . . für die Gemeinschaftsorgane beim 
Erlaß von Maßnahmen verbindlich, die 
sich auf den Handelsverkehr auswir­
ken" 3 . Für mich gilt die Unterordnung 
der Richtlinien unter die Bestimmungen 
des Vertrages sowohl bei Artikel 36 als 
auch bei Artikel 34. Der Rückgriff auf 
Artikel 36 ist in den von einer Richtlinie 
abgedeckten Bereichen nur insoweit 
nicht mehr zulässig, als die Vorschriften 
dieser Richtlinie die Kriterien dieses Ar­

1 — Randnummer 35 der Entscheidungsgrunde des Urteils 
vom 5. Oktober 1977, Rechtssache 5/77, Tedeschi/ 
Denkavit, Slg. 1977, 1576; Randnummer 36 der Ent­
scheidungsgrUnde des Urteils vom 5. April 1979, 
Rechtssache 148/78, Ratti, Slg. 1979, 1644. 

2 — Schlußanträge in der Rechtssache 120/78, Rewe/Bun-
desmonopolverwaltung für Branntwein, Slg. 1979, 671. 

3 — Schlußanträge in der Rechtssache 34/78, Yoshida/Ka-
mer van Koophandel en Fabrieken voor Friesland, Slg. 
1979, 147 f. 
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tikels, insbesondere von Satz 2, berück­
sichtigen. 

Dasselbe gilt für Artikel 34, in dem gege­
benenfalls zwingende Erfordernisse wie 
die vom Gerichtshof in seiner Recht­
sprechung zur Auslegung des Artikels 30 
anerkannten zu berücksichtigen sind, die 
die in dem Artikel vorgesehenen Verbote 
mildern. 

c) Ich bin daher der Meinung, die strei­
tige nationale Regelung ist vorrangig 
daraufhin zu untersuchen, ob sie mit der 
Richtlinie vereinbar ist, soweit man von 
deren Übereinstimmung mit dem Vertrag 
ausgeht. Jeder unmittelbare Vergleich 
mit den Bestimmungen des Vertrages, 
ohne die Richtlinie dazwischenzuschal-
ten, scheint mir mit der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes in den Rechtssachen 
Tedeschi und Ratti unvereinbar. Auf die 
Bestimmungen des Vertrages ist nur Be­
zug zu nehmen, soweit die Beurteilung 
der Gültigkeit der nationalen Regelung 
die Auslegung der Richtlinie erforderlich 
macht und insbesondere eine der vorge­
schlagenen Auslegungen dem Vertrag 
widerspricht, während andere mit ihm 
vereinbar erscheinen. In einem solchen 
Fall ist nach meiner Auffassung die Wahl 
der vertragskonformen Auslegung zwin­
gend. 

Abschließend schlage ich vor, die vom 
Tribunal de grande instance Versailles 
dem Gerichtshof vorgelegte Frage so zu 
verstehen, daß sie dahin geht, ob die 
Richtlinie 75/439/EWG des Rates vom 
16. Juni 1975 über die Altölbeseitigung 
— gegebenenfalls in der Auslegung nach 
Artikel 34 und 36 des Vertrages — so 
aufgefaßt werden kann, daß sie eine zu 
ihrer Durchführung erlassene nationale 
Regelung rechtfertigt, die ein Verbot der 
Altölausfuhren in andere Mitgliedstaaten 
bewirkt. 

III — Da die in der Frage angeführte 
französische Regelung die Richtlinie 
über die Altölbeseitigung in französisches 
Recht umsetzen soll, untersuche ich die 
gemeinschaftsrechtliche Vorschrift und 
anschließend die nationalen Bestimmun­
gen. 

1. Wie bekannt ist die Richtlinie 
75/439 auf der Grundlage der Artikel 
100 und 235 des Vertrages erlassen wor­
den. 

a) Diese zweifache Rechtsgrundlage 
rechtfertigt sich aus ihren Zielen, die in 
ihren Begründungserwägungen erläutert 
sind. In der ersten Begründungserwä­
gung wird die Bezugnahme auf Artikel 
100 des Vertrages erklärt: Die Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Altölbeseitigung er­
schien wegen der Unterschiede notwen­
dig, die „zu ungleichen Wettbewerbsbe­
dingungen führen und somit unmittel­
bare Auswirkungen auf das Funktionie­
ren des Gemeinsamen Marktes haben" 
können. Die zweite und dritte Begrün­
dungserwägung erläutern den Rückgriff 
auf Artikel 235 : Der Erlaß der Richtlinie 
erfolgte auch im Rahmen der Gemein­
schaftspolitik zum Schutz der Umwelt, 
zu dessen Verwirklichung die notwendi­
gen Befugnisse im Vertrag nicht vorgese­
hen waren. Nach der vierten Begrün­
dungserwägung kann „die Wiederver­
wendung von Altölen . . . zu einer Politik 
der Versorgung mit Brennstoffen beitra­
gen"; die Richtlinie kann daher einen 
Beitrag zur Energieeinsparung leisten. 
Ich zitiere außerdem ausführlich einen 
Teil der siebten Begründungserwägung, 
da er im vorliegenden Verfahren wichtig 
ist: „Ein wirksames und zusammenhän­
gendes System der Behandlung dieser 
Öle, welches den innergemeinschaftli­
chen Warenverkehr nicht hemmt und die 
Wettbewerbsbedingungen nicht beein­
trächtigt, sollte für alle diese Erzeugnisse 
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gelten, . . . " . Dieser Absatz beschränkt 
sich demnach nicht darauf, der Richtlinie 
einen weiten sachlichen Anwendungsbe­
reich zu geben; er bestimmt auch, daß 
die Bestimmungen über den freien Wa­
renverkehr und über die normalen Wett­
bewerbsbedingungen auf die betroffenen 
Erzeugnisse anwendbar sind. 

b) Bei den Vorschriften der Richtlinie 
kann man zwischen den Verpflichtungen 
unterscheiden, die dieser Rechtsakt den 
Mitgliedstaaten auferlegt, und jenen, die 
die Mitgliedstaaten den Unternehmen 
auferlegen müssen. 

Zu den ersten gehören die „Gebote" 
(Artikel 2 und 3) und die „Verbote" (Ar­
tikel 4). 

Die Mitgliedstaaten müssen die erforder­
lichen Maßnahmen zur schadlosen 
Sammlung und Beseitigung von Altölen 
treffen (Artikel 2). „Die Beseitigung von 
Altölen [erfolgt] soweit möglich durch 
Wiederverwendung", d. h. entweder 
durch Aufbereitung oder Verbrennung 
oder beides gleichzeitig zu anderen 
Zwecken als denen der Vernichtung (Ar­
tikel 3). 

Nach Artikel 4 sind schädliche Auswir­
kungen beim Ableiten von Altölen in die 
verschiedenen Elemente der natürlichen 
Umwelt, in das Wasser, auf den Boden 
und in die Luft, verboten. 

Diese Vorschriften werden durch Artikel 
5 ergänzt, der im Mittelpunkt dieses 
Verfahrens steht und den ich deswegen 
vollständig wiedergeben möchte: „In Fäl­
len, in denen die in den Artikeln 2, 3 
und 4 festgelegten Ziele nicht anders er­
reicht werden können, treffen die Mit­
gliedstaaten die erforderlichen Maßnah­
men dafür, daß ein oder mehrere Unter­
nehmen die ihnen von den Besitzern an­
gebotenen Erzeugnisse gegebenenfalls in 
dem ihnen von der zuständigen Behörde 
zugewiesenen Bezirk sammeln und/oder 
beseitigen." 

Diese Bestimmung ist zusammen mit den 
Artikeln 13 und 14 zu lesen, die für die 
Mitgliedstaaten, die Artikel 5 anwenden, 
die Möglichkeit vorsehen und regeln, 
den betroffenen Unternehmen, die Altöle 
sammeln und beseitigen, für die er­
brachte Dienstleistung Zuschüsse zu ge­
währen. 

Die Unternehmen, die Altöle besitzen, 
sammeln oder beseitigen, sind nach der 
Richtlinie (Artikel 6 bis 12) ebenfalls be­
stimmten Verpflichtungen unterworfen. 
Ich zitiere nur die Vorschriften, die im 
Rahmen des vorliegenden Verfahrens 
eigens genannt worden sind. Nach Arti­
kel 6 „benötigt jedes Unternehmen, das 
Altöle beseitigt, eine Genehmigung". Ar­
tikel 7 betrifft die Besitzer, die ihre Alt­
öle nicht selbst unter Beachtung des Arti­
kel 4 beseitigen können und sie in diesem 
Fall zur Verfügung eines oder mehrerer 
Unternehmen im Sinne des Artikels 5 zu 
halten haben. 

2. Die Richtlinie wurde in Frankreich 
durch die Verordnung Nr. 79-981 über 
die Regelung der Altölverwertung vom 
21. November 1979 durchgeführt, die 
ihrerseits durch die Verordnungen vom 
selben Tage, die eine über die Vorausset­
zungen für das Abholen von Altölen, die 
andere über die Voraussetzungen für die 
Beseitigung von Altölen, ergänzt wird. 

a) Altöle, die unter die Regelung fallen, 
„sind Mineralöle oder synthetische Öle, 
die nach Gebrauch für ihre ursprüngliche 
Verwendung als Neuöle ungeeignet sind, 
als Ausgangsstoff für die Wiederverwer­
tung oder die Aufbereitung oder aber als 
industrieller Brennstoff wiederverwendet 
werden können und deren Ableitung in 
die natürliche Umwelt aufgrund der 
Vorschriften der Verordnung Nr. 77-254 
vom 8. März 1977 verboten ist" 1. Die 
französische Regierung hat in ihren Er-

1 — Artikel I Absatz 2 der Verordnung Nr. 79-981. 
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klärungen vorgetragen, daß „die Rege­
lung demnach zugleich die aufbereitba­
ren Schmiermittel (schwarze und helle 
Öle) und die nicht aufbereitbaren 
Schmiermittel umfaßt". Demgegenüber 
hat das Syndicat national in der Sitzung 
behauptet, die vorliegende Rechtssache 
betreffe nur die schwarzen Altöle, sämt­
liche anderen Ölarten jedoch nicht, da 
die Unmöglichkeit von Ausfuhren nur 
diese Kategorie von Altölen berühre. 
Dieser zumindest scheinbare Wider­
spruch betrifft die Auslegung der streiti­
gen nationalen Regelung, daher ist es 
nicht meine Sache, ihn aufzulösen. Das 
ist wohl auch nicht notwendig: Da die 
Frage des Tribunal de grande instance 
Versailles sich auf die Möglichkeiten der 
Ausfuhr von Altölen in andere Mitglied­
staaten bezieht, betrifft die Antwort, die 
ich dem Gerichtshof vorschlagen werde, 
sowieso sämtliche Erzeugnisse, die unter 
die Verordnung fallen und deren Aus­
fuhr nicht möglich ist. 

b) Die französische Regelung sieht ver­
schiedene Verfahrensweisen vor, um die 
Altölverwertung bei den verschiedenen 
Gliedern der Kette zu kontrollieren. 

Die Besitzer, „bei denen sich Altöle auf­
grund ihrer gewerblichen Tätigkeiten 
ansammeln" 1, müssen ihre Öle unter 
ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen 
sammeln und lagern, insbesondere in der 
Weise, daß eine Vermischung mit Was­
ser oder anderen nichtöligen Abfällen 
unmöglich ist 2. Sie „müssen entweder 
ihre Öle dem nach Artikel 4 der Verord­
nung zugelassenen Abholunternehmen 
übergeben oder selber für den Abtrans­
port ihrer Altöle sorgen, um diese dann 
unmittelbar einem nach Artikel 8 der 
Verordnung zugelassenen Beseitigungs­
unternehmen zur Verfügung zu stellen, 

oder aber selber für die Beseitigung der 
bei ihnen anfallenden Altöle sorgen", 
wenn sie Inhaber der hierzu notwendi­
gen Genehmigung sind 3. Einige Besitzer 
wie die Beklagten haben sich zu einem 
Groupement d'intérêt économique zu­
sammengeschlossen, um die Öle, die sie 
besitzen, zu den günstigsten Bedingun­
gen zu verkaufen. 

c) Um die vollständige Abnahme der 
Altöle zu gewährleisten, ist das gesamte 
französische Staatsgebiet in Bezirke ein­
geteilt, die im allgemeinen jeweils einem 
Departement entsprechen. 

In jedem dieser Bezirke wird aufgrund 
einer öffentlichen Ausschreibung 4 und 
nach der Stellungnahme einer intermini­
steriellen Genehmigungskommission 5 je­
weils ein abholberechtigtes Unterneh­
men 6 vom Minister für Umweltschutz 
bestimmt. Diese Genehmigung ist aus­
schließlich und wird für drei Jahre erteilt. 
Nach diesem Zeitraum wird zu ihrer Er­
teilung wieder eine Ausschreibung 
durchgeführt. 

Ein Unternehmen kann die Abholgeneh­
migung für mehrere Bezirke erhalten. 
Mehrere kleine Unternehmen können 
sich zusammenschließen, um gemeinsam 
eine solche Genehmigung zu erhalten. 
Bis zu 30 % der Tätigkeiten im Bezirk 
dürfen an Subunternehmer vergeben 
werden. 

Die abholberechtigten Unternehmer sind 
für die Sammlung sämtlicher in ihrem 
Bezirk anfallender Altöle verantwortlich. 
Unter strenger Beachtung der ihnen mit 
der Genehmigung im einzelnen auferleg­
ten Verpflichtungen müssen sie innerhalb 
von 14 Tagen jeden Posten Öle über 200 
Liter abholen. Sie müssen die gesammel­
ten Altöle zu Preisen, die im Rahmen 

1 — Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung Nr. 79-981. 

2 — Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung. 

3 — Artikel 3 der Verordnung. 
4 _ Artikel 2 der Verordnung über die Voraussetzungen 

für das Abholen von Altölen. 
5 — Artikel 3 derselben Verordnung. 
6 — Artikel 4 der Verordnung Nr. 79-981. 
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der öffentlichen Ausschreibung festge­
setzt worden sind, an die Beseitigungs­
unternehmen liefern, die entsprechend 
dem Verfahren nach Artikel 8 der Ver­
ordnung Nr. 79-981 zugelassen sind 1. 

d) Die Beseitigung der Altöle ist eben­
falls von der Erteilung einer ministeriel­
len Genehmigung abhängig 2. Diese Ge­
nehmigung wird vom Minister für Um­
weltschutz für sieben Jahre unter Be­
rücksichtigung der technischen und fi­
nanziellen Leistungsfähigkeit des Unter­
nehmens und nach Stellungnahme einer 
interministeriellen Kommission 3 erteilt. 
Der Inhaber der Genehmigung hat sich 
nach den ihm mit der Genehmigung im 
einzelnen auferlegten Verpflichtungen zu 
richten, aufgrund deren er unter ande­
rem bis zur Grenze seiner Verarbeitungs­
kapazität sämtliche Altöle abnehmen 
muß 4. 

Die Genehmigung sieht keinen Gebiets-
schutz vor, sondern die Verwaltung ver­
teilt die von den abholberechtigten Un­
ternehmen gesammelten Mengen auf die 
beseitigungsberechtigten Betriebe. 

Auf die Frage, ob die Beseitigungsunter­
nehmen Altöle, die sie erhalten, ausfuh­
ren können, hat die französische Regie­
rung geantwortet, nach Artikel 8 und 9 
der Altölverwertungsverordnung sowie 
Artikel 2 und 9 der Verordnung über die 
Voraussetzungen für die Beseitigung 
seien sie verpflichtet, die Altöle in ihren 
Anlagen zu behandeln, denn die Geneh­
migung betreffe hauptsächlich diese und 
sei somit sachbezogen. Würden die Alt­
öle außer im Fall vorübergehender tech­
nischer Unmöglichkeit nicht behandelt, 
so habe dies den Widerruf der Genehmi­

gung zur Folge, die dann gegenstandslos 
werde. 

e) Es steht fest, daß als Folge dieser 
Regelung die Altölausfuhren von Frank­
reich in andere Mitgliedstaaten unmög­
lich sind. 

Wie wir in der Sitzung gehört haben, 
wurde diese rechtliche Unmöglichkeit 
vor kurzem dadurch verstärkt, daß an 
alle französischen Zollstellen ein Rund­
schreiben des Wirtschafts- und Haus-
haltsministeriums vom 26. Oktober 1982 
erging, in dem strenge Grenzkontrollen 
vorgeschrieben wurden, um jede Ausfuhr 
von Altölen zu unterbinden. 

Wie uns schließlich weiterhin in der Sit­
zung mitgeteilt wurde, hat die Kommis­
sion beschlossen, gegen Frankreich das 
Vertragsverletzungsverfahren nach Arti­
kel 169 EWG-Vertrag einzuleiten, und 
es wurde nicht ausgeschlossen, daß die­
ses Verfahren infolge der Verteilung des 
Rundschreibens beschleunigt werden 
könnte. 

IV — Anhand dieser Einzelheiten kön­
nen wir nun entsprechend dem Ersuchen 
des Tribunal de grande instance Versail­
les prüfen, ob die französische Regelung 
mit dem Gemeinschaftsrecht und vor 
allem mit der Richtlinie über die Altölbe­
seitigung vereinbar ist. 

1. Um die Tragweite des Rechtsstreits 
richtig zu erfassen, scheinen mir zu­
nächst einige Bemerkungen notwendig. 

a) Aufgrund des Wortlauts der gestell­
ten Frage werde ich mich nur mit dem 
Punkt beschäftigen, ob die Vorschriften 
der französischen Regelung, die die Wir­
kung, wenn nicht sogar den Zweck habe, 
Altölausfuhren in andere Mitgliedstaaten 
zu verbieten, mit dem Gemeinschafts­
recht übereinstimmen oder ihm wider­
sprechen. Daß den abholberechtigten 
Unternehmen nach der französischen 

1 — Artikel 6 der Verordnung Nr. 79-981, ergänzt durch 
die Verordnung über die Voraussetzungen für das Ab­
holen von Altölen. 

2 — Artikel 8 der Verordnung Nr. 79-981. 

3 — Artikel 5 der Verordnung über die Voraussetzungen 
für die Beseitigung von Altölen. 

4 — Artikel 9 der Verordnung Nr. 79-981. 
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Regelung in Übereinstimmung mit Arti­
kel 5 der Richtlinie eine Genehmigung 
für jeweils einen Bezirk erteilt wird, ist 
für sich genommen nicht in Frage gestellt, 
etwa weil dies gegen Gemeinschaftsrecht 
verstoßen würde. Die Kommission hatte 
in der Antwort, die Herr Narjes in ihrem 
Namen auf die schriftliche Anfrage Nr. 
315/81 von Herrn Galland gegeben 
hatte, Gelegenheit zu der Feststellung, 
daß ein solcher Verstoß nicht vorliege. 
Mit anderen Worten wird das Recht der 
Mitgliedstaaten, Artikel 5 der Richtlinie 
anzuwenden, in keiner Weise bestritten; 
streitig ist nur die Frage, ob Ausfuhrver­
bote zulässig sind. 

b) Das Syndicat national bestreitet das 
Recht des Groupement, sich darauf zu 
berufen, daß zu seinem Nachteil eine 
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie 
mengenmäßige Beschränkungen bestehe, 
und führt dazu die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes an, nach der man das Vor­
liegen solcher Maßnahmen nur geltend 
machen könne, wenn Erzeugnisse in dem 
Ursprungsmitgliedstaat rechtmäßig herge­
stellt und in den Verkehr gebracht wor­
den sind 1. 

Unabhängig davon, daß die genannte 
Rechtsprechung im wesentlichen zu 
Maßnahmen entwickelt worden ist, die 
Einfuhren betreffen, ist dieses Argument 
zurückzuweisen. Zum einen ist die 
Frage, ob die Tätigkeiten des Groupe­
ment nach französischem Recht zulässig 
sind, offenkundig eine Frage, für die al­
lein die französischen Gerichte zuständig 
sind. Zum anderen bedarf es, wenn die­
ses Vorbringen im Grundsatz auch rich­
tig ist, dennoch der Klarstellung in einem 
Punkt: Das Erfordernis rechtmäßiger 
Herstellung und rechtmäßigen Inver­
kehrbringens nach innerstaatlichem 

Recht gilt nicht gegenüber innerstaatli­
chen Regelungen, die gegen das Gemein­
schaftsrecht verstoßen. 

c) Wie schließlich schon jetzt festzu­
stellen ist, kann die französische Rege­
lung, da sie tatsächlich Ausfuhren verbie­
tet, mit dem Gemeinschaftsrecht nur ver­
einbar sein, wenn andere Gesichtspunkte 
die Abschottung des nationalen Marktes, 
die dieses Verbot mit sich bringt, recht­
fertigen. Diesen anderen Gesichtspunkte 
könnten der in Artikel 36 des Vertrages 
genannte Schutz der Volksgesundheit 
oder eher noch der Umweltschutz oder 
aber die Sorge um Energieeinsparungen 
sein, die man als Abschwächungen des 
grundsätzlichen Verbots nach Artikel 34 
ansehen kann, ebenso wie jene („rule of 
reason"), die seit dem Urteil Dasson-
ville 2 bei der Auslegung des Artikels 30 
bestehen. Jedoch können nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes 3 diese 
zusätzlichen Gründe für eine Abschwä-
chung nur angeführt werden, wenn 
Maßnahmen unterschiedslos für einhei­
mische wie für eingeführte Erzeugnisse 
gelten. Dieselbe Einschränkung muß 
ebenso für Ausfuhren gelten. Im vorlie­
genden Fall gilt die französische Rege­
lung speziell nur für französische Altöle. 
Ich habe daher Zweifel, daß diese 
Gründe als solche in Betracht kommen 
können. Jedenfalls muß diese Prüfung 
nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes in den Rechtssachen Tedeschi und 
Ratti im Rahmen der Richtlinie 75/439 
stattfinden. 

Nun gibt es keine Vorschrift in der 
Richtlinie, die ausdrücklich Ausfuhrver­
bote rechtfertigt. Die einzige hierfür an­
geführte Vorschrift ist der bereits ge­
nannte Artikel 5. Um eine gemäß Artikel 
5 erlassene nationale Regelung, die Aus-

1 — U. a., Randnummer 14 der Entscheidungsgründe des 
Urteils vom 20. Februar 1979, Rechtssache 120/78, 
Rewe, genannt „Cassis de Dijon", Slg. 1979, 664. 

2 _ Urteil vom 11. Juli 1974, Rechtssache 8/74, Procureur 
du Roi/Dassonville, Slg. 1974, 837. 

3 — U.a. Randnummern 10 und 11 der Entscheidungs­
gründe des Urteils vom 17. Juni 1981, Rechtssache 
113/80, Kommission/Irland, Slg. 1981, 1625. 
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fuhren untersagt, als mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar ansehen zu kön­
nen, muß man daher diesen Artikel 
dahin auslegen können, daß er ein sol­
ches Ausfuhrverbot rechtfertigt. 

2. Offensichtlich geht die gemeinsame 
Behauptung der französischen und italie­
nischen Regierung sowie des Syndicat 
national weiter. Danach soll aus dem 
Rückgriff auf Artikel 5 notwendig die 
Unmöglichkeit von Ausfuhren folgen. 
Wenn nämlich ein Mitgliedstaat fest­
stelle, daß dies zur Erreichung der Ziele 
in den Artikeln 2 bis 4 unerläßlich sei, 
müsse er ein System der ausschließlichen 
Genehmigung einführen, die den freien 
Altölverkehr begrenze, ja sogar aus­
schließe. 

a) Zur Begründung dieser Meinung 
werden verschiedene Argumente vorge­
bracht. 

1. So hat man darauf hingewiesen, daß 
sich die Richtlinie auf Artikel 235 des 
Vertrages gründe, auf den man zurück­
greife, wenn ein Tätigwerden der Ge­
meinschaft erforderlich erscheine und die 
im Vertrag hierfür erforderlichen Befug­
nisse nicht vorgesehen seien. Daraus 
schließt man, daß, wenn die Richtlinie 
nur einen im Vertrag enthaltenen und 
unmittelbar wirksamen Grundsatz (wie 
derjenige des freien Warenverkehrs) 
hätte bestätigen wollen, die Bezugnahme 
auf Artikel 235 überflüssig gewesen 
wäre. 

2. Die Erteilung einer ausschließlichen 
Genehmigung mit vollkommenem Ge­
bietsschutz und folglich das Verbot von 
Ausfuhren sei die notwendige Kehrseite 
der den Inhabern der Genehmigung auf­
erlegten Verpflichtung, die Altöle zu be­
hördlich festgelegten Preisen vollständig 
abzuholen und zu beseitigen. 

Das Syndicat national trägt vor, die voll­
ständige Abnahme von Altölen durch die 

zugelassenen Unternehmen sei für diese 
genauso zwingend wie für die Besitzer 
und für die Beseitigungsunternehmen. 
Die Abholunternehmen könnten daher 
unrentable Tätigkeiten, die ihnen die mit 
der Genehmigung im einzelnen auferleg­
ten Verpflichtungen vorschrieben, durch 
gewinnbringende Tätigkeiten ausglei­
chen, die allein Gegenstand der Ausfuh­
ren seien und dadurch Wettbewerbsver­
zerrungen und künstliche Ausfuhrströme 
hervorriefen. 

Außerdem könnten die Besitzer, die 
nicht selbst die Öle unter Beachtung des 
Artikels 4 beseitigen könnten, sicher sein, 
daß ein Abholunternehmen die Öle ab­
nehme, die sie nach Artikel 7 zur Verfü­
gung eines Unternehmens im Sinne des 
Artikels 5 zu halten hätten. Nur eine 
Verwaltungsregelung über die Genehmi­
gung für Abholunternehmen, die die 
Verpflichtung einer vollständigen Ab­
nahme umfasse, gewährleiste das Abho­
len sämtlicher Öle. Mit anderen Worten, 
die Durchführung von Artikel 5 zusam­
men mit dem Verbot von Ausfuhren sei 
notwendig, um Artikel 7 verwirklichen 
zu können, der seinerseits zur Erreichung 
des Ziels des Artikels 4 unerläßlich sei. 

Schließlich sei die vollständige Abnahme 
für die beseitigungsberechtigten Unter­
nehmen notwendig, vor allem für die 
wiederaufbereitenden Betriebe, damit 
diese über ausreichende Mengen von 
aufzubereitenden Ölen verfügten, um die 
Wirtschaftlichkeit ihrer Anlagen sicher­
zustellen. Nur bei vollständiger Abnahme 
könnten daher die wiederaufbereitungs­
berechtigten Unternehmen ihre Aufgabe 
erfüllen, die ihnen von den Behörden zu­
gewiesen sei und die sowohl zum Schutz 
der Umwelt als auch zur Energieeinspa­
rung beitrage, worauf insbesondere das 
Syndicat national hinweist. 

3. Die Auslegung, nach der Artikel 5 
Ausfuhren ausschließe, werde durch das 
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System der Richtlinie bestätigt, nach dem 
die Notwendigkeit, den , innergemein­
schaftlichen Handel nicht zu behindern, 
ein untergeordnetes Ziel gegenüber dem 
Schutz der Umwelt und der Energieein­
sparung sei. Das letztere Ziel sei um so 
wichtiger, als Herr Narjes im Namen der 
Kommission in seiner Antwort auf die 
schriftliche Anfrage Nr. 452/81 von 
Herrn Müller-Hermann zur Verwertung 
von beim Ölwechsel anfallenden Ölen 
die Bedeutung der Altöle angesichts der 
kritischen Situation der Gemeinschaft im 
Energiebereich und bei Rohstoffen aner­
kannt habe. 

Während der Schutz der Umwelt in der 
Präambel der Richtlinie in der zweiten 
und dritten Begründungserwägung und 
die Politik der Versorgung mit Brenn­
stoffen in der vierten Begründungserwä­
gung genannt seien, sei der freie Waren­
verkehr mit Ölen erst in der siebten Be­
gründungserwägung aufgeführt. Im übri­
gen sei dieses letztere Ziel im Gegensatz 
zu den anderen in keinem der Artikel 
der Richtlinie verwirklicht. 

b) Ich möchte gleich zu Anfang fest­
stellen, daß mir sämtliche Argumente 
widerlegbar erscheinen. 

1. Die Bezugnahme auf Artikel 235 des 
Vertrages scheint mir in der zweiten Be­
gründungserwägung der Richtlinie sehr 
einleuchtend erklärt zu sein. Sie rechtfer­
tigt sich ganz einfach dadurch, daß eine 
gemeinschaftliche Umweltpolitik zur 
Verwirklichung der Ziele der Gemein­
schaft erst nach der Unterzeichnung des 
Vertrages im Jahre 1957 für notwendig 
gehalten wurde, der daher noch keine 
besonderen Vorschriften in diesem Be­
reich enthielt. 

2. Hinsichtlich der Notwendigkeit 
einer vollständigen Abnahme läßt sich 
nicht bestreiten, daß sie eine öffentliche 
Dienstleistungspflicht darstellt, die die 
Mitgliedstaaten den zugelassenen Abhol-

und Beseitigungsunternehmen bei der 
Durchführung von Artikel 5 rechtmäßig 
auferlegen können. Nach meiner Mei­
nung ist aber in der Richtlinie selbst ein 
Mittel zum Ausgleich dieser Belastung 
vorgesehen, ohne daß die Ausfuhren be­
hindert werden. In Artikel 13 ist nämlich 
bestimmt, daß „als Ausgleich für die 
Verpflichtungen, welche die Mitglied­
staaten den Unternehmen, die Altöle 
sammeln und/oder beseitigen, gemäß Ar­
tikel 5 auferlegen, . . . diese Unterneh­
men für die erbrachte Dienstleistung Zu­
schüsse erhalten [können]". Artikel 13 
macht die Gewährung dieser Zuschüsse 
von der Erfüllung verschiedener Voraus­
setzungen abhängig, um zu vermeiden, 
daß sie zu nennenswerten Wettbewerbs­
verzerrungen führen und künstliche 
Handelsströme schaffen. In Artikel 14 ist 
unter anderem vorgeschrieben, daß die 
Mittel für die Zuschüsse „im Einklang 
mit dem ,Verursacherprinzip‘ aufge­
bracht werden" müssen. Diese Vorsichts­
maßnahmen scheinen mir als Antwort 
auf die insbesondere vom Syndicat natio­
nal erhobenen Einwände zu passen. 

3. Schließlich sprechen mehrere Über­
legungen dagegen, die Richtlinie dahin 
auszulegen, daß der freie Verkehr mit 
Altölen zugunsten des Naturschutzes 
und der Energieeinsparung geopfert wer­
den darf, so lobenswert die Sorge für 
diese letztgenannten Ziele auch sein 
mag. 

Zunächst scheint mir diese Auslegung 
dem Artikel 5 zu widersprechen. Zum 
einen steht fest, daß die mit ihm eröff­
nete Möglichkeit nur eine Lösung ist, die 
den Mitgliedstaaten als das kleinere Übel 
offensteht, wie sich aus den ersten Wor­
ten ergibt („in Fällen, in denen die . . . 
festgelegten Ziele nicht anders erreicht 
werden können . . . ) . Artikel 5 ist daher 
restriktiv auszulegen. Zum anderen, 
wenn dieser Text eine Genehmigung für 
jeweils einen Bezirk und vielleicht sogar, 
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eine ausschließliche Genehmigung für je­
weils einen Bezirk („ein . . . Unterneh­
men . . . in dem [ i h m ] . . . zugewiesenen 
Bezirk") zuläßt, gibt der Wortlaut nichts 
dafür her, daß er eine Regelung rechtfer­
tigt wie die französische, die auf einer 
ausschließlichen Genehmigung für je­
weils einen Bezirk in Verbindung mit 
einem vollkommenen Gebietsschutz be­
ruht. Der Unterschied nun zwischen 
einer relativ ausschließlichen Genehmi­
gung und einer absolut ausschließlichen 
Genehmigung besteht darin, daß im er­
sten Fall der Inhaber einer ausschließ­
lichen Genehmigung sich nicht dem Ver­
kauf von Waren an einen anderen Inha­
ber einer ausschließlichen Genehmigung 
außerhalb seines Bezirks widersetzen 
kann, während im zweiten Fall die Ab­
schottung der Bezirke vollkommen ist. 

Mir scheint diese Auslegung mit der Art 
der Richtlinie als Harmonisierungsricht­
linie, die sich auf Artikel 100 des Vertra­
ges gründet, schwerlich vereinbar. Durch 
sie sollen die Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten angeglichen werden, deren 
Unterschiede, wie ich in Erinnerung 
bringen möchte, „zu ungleichen Wett­
bewerbsbedingungen führen und somit 
unmittelbare Auswirkungen auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Mark­
tes haben [können]" (erste Begründungs­
erwägung). Daher scheinen mir nationale 
Rechtsvorschriften, die Ausfuhren ver­
hindern, so daß in dem betreffenden Be­
reich nicht mehr von einem Gemeinsamen 
Markt gesprochen werden kann, dem in 
der ersten Begründungserwägung ge­
nannten Ziel der Richtlinie direkt entge­
genzustehen. 

Wenn an der vorgeschlagenen Auslegung 
festgehalten werden müßte, hätte dies 
meiner Ansicht nach die Nichtigkeit des 
Artikels 5 der Richtlinie wegen Versto­
ßes gegen Artikel 34 des Vertrages zur 
Folge, dessen Erfordernisse nach meiner 
Meinung keineswegs von den Urhebern 

der Richtlinie vergessen worden sind. Ich 
erinnere hierzu daran, daß der Wortlaut 
der siebten Begründungserwägung ein 
„System . . . , welches den innergemein­
schaftlichen Warenverkehr nicht 
hemmt", verlangt. Außerdem bedeutet 
der Umstand, daß das Erfordernis, den 
freien Warenverkehr zu gewährleisten, 
erst in der siebten Begründungserwägung 
angeführt wird, nicht, daß dieses Ziel 
zweitrangig ist. Die Urheber der Richt­
linie wollten nach meiner Auffassung 
durch diese Bezugnahme im Gegenteil, 
daß jede Vorschrift der Richtlinie so aus­
gelegt wird, daß ihre Durchführung 
nicht den innergemeinschaftlichen Wa­
renverkehr hemmen kann. Übrigens kann 
man nicht behaupten, dieses Erfordernis 
fehle in den Vorschriften der Richtlinie. 
Wie ich bereits ausgeführt habe, ist in 
Artikel 13 Absatz 2 bestimmt, daß die 
Zuschüsse, die den Unternehmen gege­
benenfalls als Ausgleich für die gemäß 
Artikel 5 auferlegten öffentlichen Dienst­
leistungspflichten gewährt werden, keine 
„künstliche[n] Handelsströme schaffen" 
dürfen. Die einzige Grenze, die die 
Richtlinie für den Grundsatz des freien 
Verkehrs mit Altölen wirklich aufstellt, 
scheint mir die zu sein, daß der Waren­
verkehr keinen künstlichen Charakter 
annehmen darf. 

Demzufolge kann ein Mitgliedstaat, 
selbst wenn er es zur Erreichung der 
Ziele der Artikel 2 bis 4 für notwendig 
hält, Artikel 5 nicht in einer Weise aus­
führen, die mit dem freien Verkehr mit 
Altölen unvereinbar ist. Im System der 
Richtlinie rechtfertigt nichts, den freien 
Warenverkehr dem Schutz der Umwelt 
oder der Energieeinsparung zu opfern. 
Alle diese Ziele müssen nebeneinander 
erreicht werden. Artikel 5 kann nicht da­
hin ausgelegt werden, daß er die Mit­
gliedstaaten ermächtigt, selber zu ent­
scheiden, was sie zum Schutz der Um­
welt und zur Sicherung der Energieein-
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sparung auf Gemeinschaftsebene tun 
müssen, obwohl mit der Richtlinie ein 
harmonisiertes System vorhanden ist. Die 
Modalitäten, zwischen denen allein die 
Mitgliedstaaten wählen können, um die 
Beachtung der Richtlinienziele zu ge­
währleisten, sind in der Richtlinie festge­
legt. Nur im Rahmen der Richtlinie kön­
nen die Mitgliedstaaten handeln, wenn 
sie mit dem Gemeinschaftsrecht in Über­
einstimmung bleiben wollen. Diese Auf­
gabe sollte den Mitgliedstaaten durch 
den Spielraum erleichtert werden, über 
den sie bei der Wahl der Mittel zur Er­
reichung des in der Richtlinie vorge­
schriebenen Ziels verfügen. 

c) Nach den Informationen, die die 
Kommission gegeben hat und die vom 
Syndicat national nicht bestritten worden 
sind, gibt es Regelungen anderer Mit­
gliedstaaten zur Durchführung der 
Richtlinie und in Übereinstimmung mit 
ihr, die weder den Zweck noch die Wir­
kung haben, den innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr zu hemmen: Dies bestä­
tigt, daß der Schutz der Umwelt und 
Energieeinsparungen möglich sind, ohne 
Altölausfuhren zu untersagen. Unter den 
eigens zur Durchführung der Richtlinie 
erlassenen nationalen Rechtsvorschrif­
ten ' kann man die luxemburgische und 
die niederländische Regelung nennen. 
Nach der Großherzoglichen Verordnung 
vom 26. Juni 1980 über die Altölbeseiti­
gung stellt die Tätigkeit eines oder meh­
rerer sammelberechtigter Unternehmen 
in ein und demselben Bezirk keinen 
Grund dar, die Genehmigung zu versa­
gen. Jeder Genehmigungsinhaber kann 
auf Antrag die Eigenschaft eines zugelas­
senen Exporteurs erhalten. Nach dem 

niederländischen Gesetz über die Rege­
lung für chemische Abfälle und Altöle 2 

ist die Ausfuhr von Altölen erlaubt. 

3. Es bleibt noch zu prüfen, ob das Er­
gebnis, zu dem ich vorläufig gelangt bin, 
nicht auf die Grundlage von Artikel 90 
des Vertrages wieder in Frage gestellt 
werden muß. 

a) Nach Ansicht des Syndicat national 
und der französischen Regierung ist die 
Unzulässigkeit von Ausfuhren die Folge 
der besonderen oder ausschließlichen 
Rechte nach Artikel 90 Absatz 1, die den 
zugelassenen französischen Unterneh­
men gemäß Artikel 5 gewährt worden 
seien. Die Gewährung dieser Rechte sei 
von der Kommission in der Antwort, die 
Herr Narjes in ihrem Namen auf die be­
reits genannte schriftliche Anfrage von 
Herrn Galland gegeben habe, als mit 
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ange­
sehen worden, die Unzulässigkeit von 
Ausfuhren müsse es daher auch sein. 

Das Syndicat national ist außerdem der 
Ansicht, die Unternehmen, die zur Abho­
lung und Beseitigung der Altöle zugelas­
sen seien, könnten auch als Unterneh­
men eingestuft werden, die mit Dienstlei­
stungen von allgemeinem wirtschaftli­
chen Interesse betraut seien und die auf­
grund dessen nach Artikel 90 Absatz 2 
unter bestimmten Voraussetzungen, die 
erfüllt seien, von den Vorschriften des 
Vertrages befreit seien. Die Ausfuhrver­
bote seien nämlich unerläßlich, damit die 
Betriebe die ihnen zugewiesene Aufgabe 
erfüllen könnten, und die Entwicklung 
des Warenverkehrs werde nicht in einem 
Maße beeinträchtigt, das dem Interesse 
der Gemeinschaft zuwiderlaufe. 

1 — Von dem Fall der Bundesrepublik Deutschland einmal 
abgesehen, der vom Syndicat national hinsichtlich der 
Zuschüsse erörtert wird, die den beseitigungsberechtig­
ten Unternehmen gewährt werden und die nach seiner 
Meinung zu einer Wettbewerbsverzerrung führen; es 
ist nicht meine Aufgabe, im Rahmen des vorliegenden 
Verfahrens diese Frage zu entscheiden. 

b) Nach meiner Meinung ist der Rück­
griff auf Artikel 90 im vorliegenden Fall 
nicht geboten. 

2 — Wet houdende regels inzake chemische afvalstoffen en 
afgewerkte olie. 
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1. Zunächst ist die Antwort auf die 
schriftliche Anfrage von Herrn Galland 
meines Erachtens nicht ausschlaggebend. 
Die Kommission hat in ihrer Antwort die 
Meinung vertreten, Artikel 4 der Ver­
ordnung Nr. 79-981 vom 21. November 
1979, der zu den Vorschriften in dieser 
Verordnung gehört, die zu dem Aus­
fuhrverbot führen, sei mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar, denn „die ge­
nannte Genehmigung könnte als Gewäh­
rung eines ausschließlichen Rechts im 
Sinne von Artikel 90 des EWG-Vertrags 
angesehen werden . . . dies [ist] als sol­
ches mit den Vertragsbestimmungen und 
insbesondere den Wettbewerbsregeln 
nicht unvereinbar". Sie hat außerdem er­
klärt, daß „diese Regelung . . . der Richt­
linie 75/439/EWG und insbesondere Ar­
tikel 5 nicht [widerspricht]". 

Beim Lesen dieser Antwort ist festzustel­
len, daß sie sich nicht ausdrücklich auf 
die Frage der Ausfuhren bezieht. Der In­
halt einer Antwort auf eine schriftliche 
Anfrage eines Mitglieds des Euro­
päischen Parlaments hängt natürlich vom 
Wortlaut der Frage ab. Im vorliegenden 
Fall wurde die Frage nach der Verein­
barkeit der französischen Regelung mit 
dem Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft 
gestellt. Die Frage ist daher auf dieser 
Ebene anzusiedeln, was sich aus den ver­
wendeten Begriffen ergibt. 

Soweit in der Antwort jedoch allgemein 
festgestellt wird, daß Artikel 4 der Ver­
ordnung mit Artikel 5 der Richtlinie und 
den Vorschriften des Vertrages, ein­
schließlich also seinem Artikel 34, verein­
bar sei, scheint sie mir aus den bereits 
angeführten Gründen nicht richtig. Es 
bedarf hierbei kaum des Hinweises, daß 
der rechtliche Wert einer Antwort auf 
eine schriftliche Anfrage eines Abgeord­
neten nicht derselbe ist wie der einer 
Vorschrift des positiven Rechts und noch 
weniger dem einer rechtskräftigen Ent­
scheidung des Gerichtshofes entspricht. 
Eine solche Antwort ist sicherlich für die 
Auslegung einer Vorschrift nicht wertlos, 

aber diese Auslegung wird hier ausdrück­
lich oder stillschweigend unter dem Vor­
behalt der unabhängigen Beurteilung 
durch den Gerichtshof gegeben: Man be­
achte den teilweisen Gebrauch des Kon­
junktivs. 

2. Könnte schließlich Artikel 90 Absatz 
1 einen eventuellen Verstoß gegen Arti­
kel 34 rechtfertigen? Der Wortlaut 
genügt, dies zu verneinen: „Die Mit­
gliedstaaten werden in bezug . . . auf Un­
ternehmen, denen sie besondere oder 
ausschließliche Rechte gewähren, keine 
diesem Vertrag und insbesondere dessen 
Artikeln 7 und 85 bis 94 widerspre­
chende Maßnahmen treffen oder beibe­
halten." 

3. Das gleiche gilt für Absatz 2. 

Zwar hake ich es aufgrund der Recht­
sprechung des Gerichtshofes 1 für mög­
lich, die französischen Unternehmen, die 
zum Abholen und Beseitigen der Altöle 
zugelassen sind, als „Unternehmen, die 
mit Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse betraut sind" 
im Sinne von Artikel 90 Absatz 2 einzu­
stufen. 

Aber ich bin nicht der Meinung, daß die 
Ausfuhrverbote unerläßlich sind, damit 
die Unternehmen ihre Aufgaben, die Alt­
öle vollständig abzuholen und zu beseiti­
gen, ohne Rentabilitätsbeeinträchtigung 
wahrnehmen können. Wie wir gesehen 
haben, sieht die Richtlinie als Ausgleich 
für die Verpflichtungen, welche die Mit­
gliedstaaten den Abhol- oder Beseiti­
gungsunternehmen gemäß Artikel 5 auf­
erlegen, die Möglichkeit von Zuschüssen 
vor, die keine künstlichen Handelsströme 
schaffen dürfen, und löst dadurch selbst 
das Problem in einer Weise, die die Frei­
heit des innergemeinschaftlichen Handels 
mit Altölen wahrt. 

1 — Randnummern 19 bis 21 der Entscheidungsgründe des 
Urteils vom 21. März 1974, Rechtssache 127/73, DRT 
u. a./SABAM u. a., Slg. 1974, 318, und Randnummer 7 
der Entscheidungsgründe des Urteils vom 14. Juli 1981, 
Rechtssache 172/80, Züchner/Bayerische Vereinsbank, 
Slg. 1981,2030. 
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Aufgrund dieser Überlegungen schlage ich vor, als Antwort auf die Ihnen 
vom Tribunal de grande instance Versailles vorgelegte Frage für Recht zu 
erkennen : 

Die Richtlinie 75/439/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 über die Altölbe­
seitigung kann nicht dahin verstanden werden, daß sie eine zu ihrer Durch­
führung erlassene nationale Regelung rechtfertigt, die die Wirkung hat, 
Altölausfuhren in andere Mitgliedstaaten zu untersagen. 
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